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A. Bericht des Abgeordneten Wehr: 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Das der B.undesregierunjg von der lamerika- 
nischen Regierung vorgeschlagene Abkommen über 
Offshore-Beschaffungen vom 5. April 1955 (Off- 
shore-Wirtschaftsabkommen) ermöigMcht der Bun- 
desrepuiMik die Beteiligung an Aufträgen, die idie 
lamerikanische Regierung im Rahmen ihres Vertei- 
digungs- und Auslandshilfeprogramms außerh.a(l:b 
der Vereinigten Staaten vergibt. 

Die für die Zwecke der gemeinsamen Verteidi- 
gung jährlich zur Verfügung gestellten amerika- 
nischen Ha uslh altsmittel werden nach den amerika- 
nischen Gesetzesvorschriften für Aufträge in sol- 
chen Ländern ausgegeben, die sogenannte Offshore- 
Abkommen nach einem Standardschema mit ider 
amerikanischen Regierung abschließen, das nach 
den Richtlinien und Bedingungen des amerika- 
nischen Kongresses für das Gesetz über die gegen- 
seitige Verteidigungshilfe aufgestelilt ist. Derar- 
tige Abkommen haben fast lalle westeuropäischen 
Staaten und auch einige überseeische Staaten ab- 
geschlossen, meist jedoch ohne eine Ratifikatiion. 
Inhalt dieser Abkommen ist tdie Regelung der wirt- 
schaftlichen und steuerlichen Behandlung der 
amerikanischen Of fsh,ore-B eschaf fungen. 

Wenn auch das Standardmuster dieser Verträge, 
soweit es die materiellen Bedingungen angeht, fast 
wortgleich von lallen beteiligten Staatein gebilligt 
wurde, so finden sich doch Sonderregelungen bei 
bestimmten Gebieten, die besonders ausgehandelt 
wurden. Derartige Abweichungen enthält auch das 
Abkommen der Bunidesrepublik mit den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika. Sie bedurften einer be- 
sonderen Aushandllung. 

Uber die von der Bundesrepublik zu gewähren- 
den Abgabenvergünstigungen hat die Bundesregie- 


rung mit Zustimmung des Bundestages das bereits 
in Kraft getretene Offshore-Steuerabkommen vom 
15. Oktober 1954 (BGBl. 1955 II S. 821) abgeschlos- 
sen. 

II, Bemerkungen zum Offshore-Wirtschafts- 
ahkommen 

Eine stärkere Beteiligung der deutschen Wirt- 
schaft am Offshore-Geschäft wurde in der Ver- 
gangenheit dadurch erschwert, (daß ein Fertigungs- 
verbot der alliierten Gesetze Nr. 21 und 64 die 
Herstellung sogenannter „harter Güter“ verbot 
oder einschränkte. Diese Güter machen rd. 90 v. H. 
der US-Offshore-B eschaf fungen aus. Der verblei- 
bende Rest umfaßte die soigenannten „weichen 
Güter“. Eine weitere Erschwemis war das Fehlen 
eines Abkommens über die steuerliche Behandlung 
dieser Lieferungen und Leistungen. So sind die 
seit dem Jiahre 1952 um das Offshore- Wirtschafts- 
abkommen gef ührten Verhandlungen zeitweise un- 
terbrochen worden, um das nunmehr in Kraft be- 
findliche Offshore-fSteuerabkammen lauszuhandeln. 

Schwierige Verhandlungen waren erforderlich, 
um die Verbesserungen gegenüber dem Standard- 
muster der amerikanischen Regierung durchzuset- 
zen, wie sie sich in den folgenden Artikeln jetzt 
darstellen: 

Artikel 3 Schutzklausel 

Artikel 6 Austausch von Informationen 

Artikel 14 Geheimhaltungsschutz nach deutschem 

Recht 

Artikel 18 Aufrechnungsmöglichkeit. 

Der so ausgehandelte Vertrag über die Offshore- 
Beschaffungen der amerikanischen Regierung soll 
diese in den Stand setzen. 
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a) die Streitkräfte der Vereimgten Staaten mdit 
notwendigen Sach- und Wterkleistungen zu ^^e^- 
sorgen, 

b) durch beschleunigte Bereitstellung von Aus- 
rüstune^sgegenständen den Verte idigungsibedarf 
der lam gegenseitigen Sicherheitsprogiiamm be- 
teiligten Länder decken zu heilfen und 

c) die Fähigkeit dieser Länder zu steigern, ihre 
eigenen Streitkräfte auszurüsten und zu unter- 
halten (Artikel 3 Abs. a). 

Diese Beschaffungen sind nicht als Ersatz für die 
eigene Verteidigungsproduktion der Bundesrepu- 
blik gedacht (Artikel 3 Abs, b). 

Das Volumen dieser Beschaffungen, das 1952 bei 
den nach Übersee verlagerten Aufträgen 5,028 
Mrd. $ betrug, ist für 1957 auf 4 Mrd. $ zurückge- 
gangen. Die Bundesrepubilik hat im Verlauf von 
4 Jahren 116 Mio $ Anteil an idiesen Aufträgen ge- 
habt, von denen 100 Mio $ Sach- und Werkieistun- 
gen waren. Mit einer Erhöhung dieses Voilumens 
wird nicht gerechnet. Eine solche Erhöhung bedarf 
eines amerikanischen Gesetzes, wobei die Bun- 
desregierung lerwartet, daß sie rechtzeitig Kennt- 
nis von einer beabsichtigten Erhöhung erhält und 
damit in den Stand gesetzt Wiird, unerwünschte 
Rückwirkungen auf die deutsche Volkswirtschaft 
zu vermeiden. Die Handhabe idazu bietet die 
Schutzklausel gemäß Artikel 3 Abs. b. 

Die Vergabe der Offshore- Auf träge kann un- 
mittelbar an deutsche Firmen oder an die Bundes- 
regierung i(Govemment to Government-Contracts — 
GtG-Kontrakte) vergeben werden (Artikel 9). Eine 
Verpflichtung deutscher Auftragnehmer zur Her- 
einnahme solcher Aufträge besteht nicht. 

Für die GtG-Kontrakte sind Standardbedingun- 
gen in einem Mustericontrakt vorgesehen, die im 
wesentlichen den Bestimmunigen leintspredien, idie 
aus Verträgen deutscher Firmen mit amerika- 
nischen Beschaffunigsstellen bekannt sind, jedoch 
eine Modifizierung durch deutsche Vergabevor- 
schriften erfahren haben (Artikel 16). 

Die Aufträge werden in amerikanischen Dollars 
oder mit bestimmten im Off sihore-S teuer abkom- 
men (Anhang izu Artikel II und VII) genannten 
D-Mark-Mitteln bezahlt, die mit Dollarausgaben 
in Beziehung stehen. 

Um eine Koordinierung der Beschaffungspro- 
gramme izu ermöglichen, wird die Bundesregierung 
Über die amerikanischen militärischen Beschaf- 
fungspläne in der Bundesrepublik sowie über ein- 
zelne Beschaffungsvorhaben und vergebene Off- 
shore- Auf träge unterrichtet. Hach Artikel 6 ist 
diese Unterrichtung leine gegenseitige, idie es der 
Bundesregierung ermöglichen soill (in Verbindung 
mit Artikel 3 Abs. b) die Leistungsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft zu schützen. Ihr wird es da- 
bei möglich sein, bestimmte Posten ider Programme 
oder bestimmte Einzelaufträge zurückzuweisen. 


Die in Artikel 7 übernommene Verpflichtung, 
beschränkende Geschäftspraktiken nicht zu dulden 
bzw. karteil- und monopolartigen Bestrebungen 
entgegenzutreten, bedeutet keine Ausschaltung der 
deutschen Gesetzgebungssouveränität und steht 
nicht lim Widerspruch zu der beabsichtigten Kar- 
tellg esetzgebung. 

Durch Artikel 10 wird der Bundesregierung die 
Möglichkeit gegeben, die amerikanischen Beschaf- 
fungsstellen bei der Auswahl der Auftragnehmer 
zu beraten und dadurch entsprechend den „Richt- 
linien der Bundesregierung für die Berücksichti- 
gung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen“ iauf die Streuung ider Auf- 
träge und die Ausnutzung vorhandener Kapazitä- 
ten Einfluß zu nehmen. 

Diese deutschen Offshore-Auftragnehmer sollen 
keine ungünstigere Beihandlung hinsichtlich der 
Versorgung mit Material und der Vermittlung von 
Arbeitskräften erfahren als die Firmen, die ähn- 
liche Aufträge der Bundesregierung ausführen 
(Artikel 11). 

Artikel 12 soll sicherstellen, daß die einschlägige 
deutsche Gesetzgebung den Offshore-Auftragneh- 
mern die gleichen Bedingungen zugesteht, bei der 
Finanzierung Bundesbürgschaften in Anspruch zu 
nehmen, wie sie zur Förderung der Ausfuhr ver- 
fügbar gemacht werden. 

Artikel 14 enthält die Verpflichtunig der Bundes- 
regierung zur Durchführung des notwendigen Ge- 
heimschutzes. Er verlangt im wesentlichen, daß das 
Übergebene Geheimmaterial den gleichen Grad an 
Geheimschutz genießt, den es bei der abgebenden 
Regierung hatte, und daß es bei der empfangen- 
den Regierung wie ihr eigenes Material der ent- 
sprechenden Gehieimhaltungsstufe behanddlt wird. 

Die nach Artikel 14 Abs. c vorgesehene Sicher- 
heitsprüfung jedes in Frage kommenden Auftrag- 
nehmers soll nach deutschen Rechtsvorschriften ge- 
schehen. 

Die erforderlichen Fertigungsüberprüfungen sol- 
len .auf besonderes Ersuchen durch amerikanische, 
in der Regel aber durch deutsche Behörden durch- 
geführt werden (Artikel 15). 

Die im Zusammenhang mit Offshore-Beschaf- 
fungen zu Eigentum erworbenen oder zur Verfü- 
gung gestellten Sachen der amerikanischen Regie- 
rung unterliegen in der Bundesrepublik keinen be- 
hördlichen Eingriffen. Das amerikanische Beschaf- 
fungspersonal ist der deutschen Gerichtsibarkeit 
nicht unterworfen. Das gleiche gilt für die recht- 
liche Haftung der Vereinigten Staaten aus den 
Offshore-Beschaffungsverträgen (Artikel 17). 

Im Artikel 18 ist vereinbart worden, daß keine 
feststellbaren Gewinne irgendwelcher Art ein- 
schließlich Nettogewinnen, die sich aus Kurs- 
schwankungen ergeben, von der Bundesregierung 
einbehalten werden dürfen. Solche sich eventuell 
ergebenden Gewinne sind aber erst dann von der 
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Buixdesregierunjg an die amerikanische Regierung 
abzuführen, wenn sich solche bei der Gesamtheit 
der GtG-Kontrakte ergeben. 

Der „Vertrag über die Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mäch- 
ten“ einschließlich ider Zusatzverträge in der Fas- 
sung der entsprechenden Listen zu dem am 23. Ok- 
tober 1954 in Paris Unterzeichneten „Protokoll 
über die Beendigung des Besatzungsregimes in der 
Bundesrepublik Deutschland“ wird durch dieses 
Abkommen nicht berührt (Artikel 22). 

Ergänzungen und Änderungen dieses Abkom- 
mens können auf Ersuchen einer ider beiden be- 
teiligten Regierungen jederzeit vorgenommen wer- 
den (Artikel 24). 

Eine Kündigungsklausel ist nicht vorgesehen. 

III. Bemerkungen zum Entwurf eines 
Zustimmungsgesetzes 

Der Entwurf des Zustimmungsgesetzes sieht die 
Anwendung des Abkommens auf das Land Berlin 
nur dann vor, wenn die Bundesregierung im Ein- 
vernehmen mit den beteiligten Stellen gegenüber 
den Vereinigten Staaten die schriftliche Erklärung 
abgibt, daß alle für die Anwendung dieses Abkom- 
mens erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind (Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes in 
Verbindung mit Artikel 23 des Abkommens). 


IV. Behandlung in den Ausschüssen 

Das vorliegende Abkommen wurde dem Aus- 
schuß für Wirtschaftspolitik federführend und dem 
Ausschuß für Außenhandelsfragen mitberatend 
überwiesen. Die Behandlung im Ausschuß für 
Außenhandelsfragen erfolgte am 6. Juni 1956 in der 
42. Sitzung. Das Abkommen wurde hier mit Mehr- 
heit gegen 3 Stimmen gebilligt, wobei von seiten 
der Mehrheit darauf verwiesen wurde, daß dieses 
Abkommen ein erhebliches Dolla raufkommen er- 
brin^gen könnte und die Einschaltung von Bundes- 
bürgschaften bei der Regelung notwendiger Kre- 
ditmaßnahmen ausdrücklich begrüßt wurde. 

Bedenken wurden von der Mindertheit u. a. 
wegen der fehlenden Kündigungsklausel erhoben. 
Diesen Bedenken trat die Bundesregierung entge- 
gen mit der Feststellung, daß das Fehlen der Kün- 
digungsklausel unerheblich sei, weil die Bundes- 
regierung nach völkerrechtlichen Regeln praktisch 
jederzeit von dem Vertrage zurücktreten könne. 

Die Behandlung im Ausschuß für Wirtschafts- 
politik erfolgte am 12. September 1956. Dem Rati- 
fizierungsgesetz zu dem Abkommen wurde mit 
11 : 10 Stimmen zugestimmt. 

Bei der Aussprache wurden besonders eingehend 
die Artikel 3, 6, 7, 12, 14 und 18 behandelt. Hier- 


bei wurde seitens der Regierung noch einmal be- 
tont, daß unerwünschte Rückwirkungen auf die 
deutsche Wirtschaft durch die Schutzklausel in Ar- 
tikel 3 Abs. b in Verbindung mit Artikel 6 ver- 
mieden werden könnten. Der Artikel 7 berühre die 
deutsche Gesetzgebungssouveränität nicht, eine 
Präjudizierung des beabsichtigten Kartellgesetzes 
sei ausgeschlossen. Die Bundesregierung könne 
zwar nach Artikel 9 (GtG-Aufträge) praktisch als 
Auftragnehmer auf treten, habe jedoch in den Ver- 
handlungen mitgeteilt, daß sie ein solches Verfah- 
ren nicht kenne und sich bei Regelung dieser Frage 
der holländischen Regelung anpassen wolle. Das 
heiße, daß nur in den Fällen, in denen die Regie- 
rung für inländischen Bedarf entsprechende Auf- 
träge zu vergeben habe, die Regierung im Rahmen 
des Offshore-Abkommens als Auftraggeber auftre- 
ten werde. Andererseits übernehme die Regierung 
gewisse Garantien, u. a. bei der Durchführung der 
Aufträge, der Abstimmung der Programme sowie 
bei der Beteiligung notleidender Gebiete. 

Zu Artikel 12 wurde von seiten der Regierung 
darauf verwiesen, daß bisher Kredit- und Bürg- 
schaftsmaßnahmen nicht angewendet worden seien. 
Sie habe sich dazu aus der bisherigen konjunk- 
turellen Lage nicht veranlaßt gesehen. 

Von der Ausschuß-Mehrheit wurde es begrüßt, 
daß dieses Abkommen den Rechtsschutz für die 
deutschen Lieferer erweitere, keine Lieferungsver- 
pflichtungen enthalte, die freie Entscheidung der 
deutschen Lieferer nicht beeinträchtige und daß 
das Abkommen schließlich, verglichen mit den mit 
anderen Ländern getroffenen Vereinbarungen, ein 
Optimum erzielt habe. Es wurde allerdings auch 
bedauert, daß ein solches Abkommen, das zu einem 
früheren Zeitpunkt für die deutsche Volkswirt- 
schaft interessanter gewesen wäre, nicht eher zu- 
stande gekommen sei. Die Bundesregierung solle 
von dem Recht, als aktiver Partner aufzutreten (Ar- 
tikel 9), möglichst keinen Gebrauch machen. Hier 
wird die Erwartung ausgesprochen, daß die Bun- 
desregierung sich bei den GtG-Kontrakten mög- 
lichst zurückhält und im^ deutschen Interesse lie- 
gende Möglichkeiten der Änderung und Ergänzung 
des Abkommens nach Artikel 24 ausschöpft. 

Von der Minderheit des Ausschusses wird darauf 
verwiesen, daß der wirtschaftliche Wert dieses Ab- 
kommens hinsichtlich des Auftragsvolumens nicht 
so hoch erscheine, daß diesem unter allen Umstän- 
den, auch unter Berücksichtigung anderer Beden- 
ken, zugestimmt werden müsse. Dazu scheine der 
Artikel 12 (Kreditmaßnahmen) unzeitgemäß. Unab- 
hängig von der Tatsache, daß bisher Bürgschaften 
nicht vergeben worden sind, daß die Aufträge nach 
diesem Abkommen Dollargeschäfte seien und daß 
die Bürgschaften von einem besonderen Bürg- 
schaftsausischuß in jedem Fall nach volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten vergeben würden, sei nicht 
einzusehen, daß diese Handhabung im Interesse 
einer langfristigen Exportfinanzierung läge. Für 
derartige Aufträge aus einem solchen Abkommen 
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könnten nur kurzfristige Überlegungen angewen- 
det werden, um Kredite oder Bürgschaften zu 
geben. Zur Zeit wären langfristige Erwägungen zu 
einer Bürgschaftsvergabe für Exportsicherungen 
das zu Beobachtende. Deswegen müsse sie die Ver- 
pflichtung der Bundesregierung, die Bundesbürg- 
schaften für Offshore-Aufträge unter gleichen Be- 


dingungen zu vergeben, wie sie zur Förderung der 
Ausfuhr zur Verfügung gestellt werden, als be- 
denklich ablehnen. 

Bonn, den 25. September 1956 

Wehr 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2269 — un- 
verändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 12. September 1956 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

Dr. Hellwig Wehr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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